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Bereich Wohnen 

4. Welche Ansätze verfolgen Sie, um Bauland zu mobilisieren, insbesondere eine Lückenbebauung und maßvolle Nachverdichtung und - wo erforderlich - Erschließung 
neuer Baugebiete zu fördern? Wie wollen Sie die Kommunen dabei unterstützen? 

 

CDU SPD Bündnis90/Die Grünen FDP Die Linke 

Gerade im Ballungsraum halten 
wir sowohl die maßvolle Nach-
verdichtung, als auch die Aus-
weisung von neuem Bauland für 
dringend geboten und wollen 
die Kommunen dabei unterstüt-
zen, nachfragegerecht Bauland 
bereitzustellen.  
Die Innenentwicklung wollen 
wir vor allem durch ein kommu-
nales Baulückenkataster und die 
Fortsetzung der Baulandoffen-
sive, mit der Potenzialflächen 
identifiziert und beplant wer-
den, vorantreiben. Außerdem 
wollen wir durch rechtliche Er-
leichterungen und Mustersat-
zungen die Möglichkeit für Auf-
stockungen und Nachverdich-
tungsmaßnahmen verbessern.   
Zur Entwicklung in Innenberei-
chen gehört auch, Konversions-
flächen weiterhin konsequent 
zu entwickeln und landeseigene 
Flächen über Konzeptvergaben 
preisgünstig zu veräußern. Die 
Änderung der Richtline zur Ver-
äußerung von Grundstücken im 
Bundesbesitz über die Bundes-
anstalt für Immobilienaufgaben 
wird dazu beitragen, dass auch 
Bundesgrundstücke künftig 

Trotz der wachsenden Wohn-
raumknappheit im Rhein-Main-
Gebiet wurden von den rund 
2.300 Hektar, die seit 2010 im 
Regionalplan zur Bebauung vor-
gesehen sind, von den Kommu-
nen dafür nur 27 Prozent ver-
bindlich ausgewiesen. Lediglich 
weitere 14 Prozent sind tatsäch-
lich bebaut worden. Wir wollen 
den Wohnungsneubau deshalb 
vereinfachen. Wir werden uns 
mit den Beteiligten an einen 
Tisch setzen, um Planungsver-
fahren effizienter zu gestatten in 
Bezug auf Beteiligungsrechte, 
Vorschriften und juristische Aus-
einandersetzungen. Denn oft 
liegt es nicht am fehlenden Geld, 
sondern an den Anforderungen 
an die Schaffung von Bauland, 
die bezahlbaren Wohnraum ver-
hindern. 
Wir wollen Kommunen und Re-
gionalplanung mit Blick auf die 
Entwicklungen im Metropolraum 
im 
Bereich der Flächenplanung 
handlungsfähiger machen. Eine 
Struktur, die bei der Wachs-
tumsdynamik des Ballungsraums 
acht bis zehn Jahre für die 

Wir stehen für eine kluge Innen-
entwicklung und wollen den 
Ausbau von noch mehr Wohn-
siedlungen auf der grünen Flä-
che vermeiden. Die Novelle der 
Hessischen Bauordnung hat be-
reits eine Erleichterung für die 
Aufstockung von Gebäuden ge-
schaffen und auch die Bau-
landoffensive unterstützt Kom-
munen dabei, Flächen für Wohn-
raum zu mobilisieren. Diese bie-
tet hilfreiche Unterstützung bei 
der Suche nach Bauland für be-
zahlbaren Wohnraum und wird 
derzeit von Kommunen aktiv in 
Anspruch genommen, um Flä-
chen für den Wohnungsbau zu 
mobilisieren. Auf dieser guten 
Nachfrage wollen wir aufbauen 
und im Rahmen der Baulandof-
fensive ein öffentlich zugängli-
ches Flächenkataster für Kom-
munen einrichten. Damit be-
kommen alle Kommunen und 
die Bauträger die Möglichkeit, 
die geeigneten freien Flächen 
für den Bau von Wohnquartie-
ren und der entsprechenden Inf-
rastruktur zu erfassen und ent-
sprechend zielgenauer zu pla-
nen. Neue Wohnflächen können 

Wohnungsnot und steigende 
Mieten sind unter anderem Fol-
gen fehlenden Baulands. Wir 
werden die von der Landesre-
gierung initiierte Baulandoffen-
sive evaluieren und effizienter 
gestalten. Ziel wird es sein, die 
Kommunen konkreter bei der 
Ausweisung von neuem Bau-
land zu unterstützen, Hürden 
zu beseitigen und auch durch 
Nachverdichtung an geeigneten 
Stellen sowie auf die Schlie-
ßung von Baulücken hinzuwir-
ken. Auch die Stelle des Woh-
nungsbaubeauftragten werden 
wir dazu wieder neu besetzen. 
 

Städtisches Grün ist Teil der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge und 
leistet einen unverzichtbaren 
Beitrag zur Lebensqualität in 
den Städten. Doch schon eine 
Versiegelung von weniger als 50 
Prozent behindert die Grund-
wasserbildung, steigert die 
Hochwassergefahr und bedeu-
tet den Verlust wichtiger Boden-
funktionen. Aus diesem Grund 
unterstützt DIE LINKE das 30-ha 
Ziel ebenso wie das Bestreben, 
in einer Flächenkreislaufwirt-
schaft den Flächenverbrauch bis 
zum Jahr 2050 bei null zu hal-
ten.   
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besser und preisgünstiger zur 
Schaffung von Wohnraum ge-
nutzt werden können.   
Die Ausweisung neuen Baulan-
des wollen wir sowohl durch fi-
nanzielle Anreize als auch durch 
organisatorische Unterstützung 
der zuständigen Kommunen 
stärken. Vor allem werden wir 
die Vorfinanzierung von Maß-
nahmen zu Baulandausweisung 
und eine Berücksichtigung von 
Wohnfolgekosten der Kommu-
nen verbessern. Als weitere 
Maßnahme zur Unterstützung 
von Kommunen werden wir im 
Kommunalen Finanzausgleich 
eine Sonderunterstützung für 
beplante Baugebiete anlegen, 
damit diejenigen Kommunen, 
die zur Ausweisung nachfrage-
gerechten Baulandes bereit 
sind, schon während des Pro-
zesses der Baulandentwicklung 
eine angemessene Unterstüt-
zung erfahren.   
Darüber hinaus wollen wir eine 
Initiative für ein bundesweites 
Planungsbeschleunigungsgesetz 
ergreifen, um damit die Planung 
und Umsetzung von Infrastruk-
turmaßnahmen und der Wohn-
raumerstellung zu beschleuni-
gen, wie dies mit dem in den 
1990er Jahren gültigen Ver-
kehrswegeplanungsbeschleuni-
gungsgesetzes bereits gut gelun-
gen ist. 

Flächennutzungsplanung benö-
tigt, versündigt sich an den Ent-
wicklungschancen der Region. 
Eine SPD-geführte 
Landesregierung wird die beste-
henden Regelungen zur Flächen-
nutzungsplanung so ändern, 
dass bei Bedarf schneller gehan-
delt werden kann und einzelne 
Kommunen bei akuten Proble-
men wie dem aktuellen Woh-
nungsmangel schneller aktiv 
werden können. 
Wir werden uns weiter dafür 
einsetzen, dass sowohl das BIMA 
Gesetz geändert wird als auch 
das 
Land eigene Liegenschaften den 
Kommunen und Wohnungsbau-
gesellschaften für den Bau von 
Wohnungen vergünstigt zur Ver-
fügung stellt. Im Falle des Ver-
kaufs soll das beste Konzept 
entscheiden, nicht der höchst-
mögliche Preis, wie z. B. beim 
Verkauf des alten Polizeipräsidi-
ums in Frankfurt. 
 

zudem auch generiert werden, 
wenn flächenintensive Gebäude 
wie etwa Supermärkte auch für 
Wohnungen genutzt werden, 
beispielsweise durch entspre-
chende Aufbauten.  
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Als weitere Maßnahme wollen 
wir dafür sorgen, rechtsstaatli-
che Verfahren durch separate 
Kammern für Planungs- und 
Bauverfahren bei den Verwal-
tungsgerichten zu beschleuni-
gen.   
 

 


